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1 2 7 . Verordnung: Einziehung der Scheidemünzen zu 50 Groschen aus Aluminium.
1 2 8 . Kundmachung: Beitritt der Schweiz zur Satzung der Europäischen Kommission zur Bekämpfung der Maul-

und Klauenseuche.
1 2 9 . Kundmachung: Vorbehalt der Bundesrepublik Deutschland und Belgiens zum Abkommen über das

einheitliche Wechselgesetz.
1 3 0 . Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Abkommens über die Regelung des Personenverkehrs

zwischen den Mitgliedsstaaten des Europarates.
1 3 1 . Kundmachung: Vorbehalt der Bundesrepublik Deutschland zum Abkommen über das einheitliche Scheckgesetz.

127 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 12. Mai 1961 über die Ein-
ziehung der Scheidemünzen zu 50 Groschen

aus Aluminium.

Gemäß § 5 des Scheidemünzengesetzes 1953,
BGBl. Nr. 64, werden die Scheidemünzen zu
50 Groschen aus Aluminium ab 2. Juni 1961 ein-
gezogen. Mit Ablauf des 31. Juli 1961 verlieren
diese Scheidemünzen ihre gesetzliche Zahlkraft.
Sie werden jedoch bis 31. Dezember 1961 bei
allen Kassen des Bundes und der übrigen Gebiets-
körperschaften sowie ihrer Betriebe und bei der
Oesterreichischen Nationalbank in Zahlung ge-
nommen und umgewechselt.

Klaus

1 2 8 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 28. April 1961 über den Beitritt
der Schweiz zur Satzung der Europäischen
Kommission zur Bekämpfung der Maul- und

Klauenseuche.

Nach Mitteilung des Generaldirektors der Er-
nährungs- und Landwirtschaftsorganisation der
Vereinten Nationen (FAO) ist, seit der Kund-
machung im BGBl. Nr. 51/1960, die Schweiz der
Satzung der Europäischen Kommission zur Be-
kämpfung der Maul- und Klauenseuche, BGBl.
Nr. 197/1957, beigetreten.

Gorbach

1 2 9 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 4. Mai 1961 über einen Vorbehalt der
Bundesrepublik Deutschland und Belgiens
zum Abkommen über das einheitliche 'Wech-

selgesetz vom 7. Juni 1930.

Die Bundesrepublik Deutschland hat dem Ge-
neralsekretär der Vereinten Nationen am 31. Juli

1959 mitgeteilt, daß sie gemäß Artikel I Absatz 3
des Abkommens über das einheitliche Wechsel-
gesetz vom 7. Juni 1930, BGBl. Nr. 289/1932,
den in Artikel 18 der Anlage II zu dem Abkom-
men vorgesehenen Vorbehalt macht. Der Vor-
behalt ist nach Artikel I Absatz 3 dieses Ab-
kommens am 29. Oktober 1959 in Kraft getreten.

Die belgische Botschaft in Wien hat mit Ver-
balnote vom 8. Juni 1959 bekanntgegeben, daß
Belgien gemäß Artikel I Absatz 4 des Abkom-
mens über das einheitliche Wechselgesetz vom
7. Juni 1930, BGBl. Nr. 289/1932, den in der
Anlage II Artikel 22 vorgesehenen Vorbehalt er-
klärt und den Artikel 72 des Abkommens über
das einheitliche Wechselgesetz vom 7. Juni 1930
durch folgenden Absatz ergänzt:

„Für die Anwendung dieses Artikels ist jeder
Samstag einem Feiertage gleichgestellt."

Gorbach

130 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 4. Mai 1961, betreffend den Geltungs-
bereich des Europäischen Abkommens über
die Regelung des Personenverkehrs zwischen

den Mitgliedsstaaten des Europarates.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des
Europarates haben folgende Staaten das Euro-
päische Abkommen über die Regelung des Per-
sonenverkehrs zwischen den Mitgliedsstaaten des
Europarates, BGBl. Nr. 175/1958, in der Fassung
der Kundmachungen BGBl. Nr. 16 und Nr. 185/
1960, ratifiziert:

Staat: Datum des Inkrafttretens:

Niederlande 1. März 1961
Luxemburg 1. Mai 1961

Gorbach
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1 3 1 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 10. Mai 1961 über einen Vorbehalt der
Bundesrepublik Deutschland zum Abkom-
men über das einheitliche Scheckgesetz vom

19. März 1931.

Die Bundesrepublik Deutschland hat dem Ge-
neralsekretär der Vereinten Nationen am 31. Juli
1959 mitgeteilt, daß sie gemäß Artikel I Absatz 3

des Abkommens über das einheitliche Scheck-
gesetz vom 19. März 1931, BGBl. Nr. 47/1959,
den in Artikel 27 der Anlage II zu diesem Ab-
kommen vorgesehenen Vorbehalt macht. Der
Vorbehalt ist nach Artikel I Absatz 3 dieses Ab-
kommens am 29. Oktober 1959 in Kraft getreten.

Gorbach


